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I. Vorbemerkungen 
 
Der Verwaltungsverband Langenau hat am 27.05.2025 den Feststellungsbeschluss für die 
Generalfortschreibung des Flächennutzungsplans zum "FNP 2035" gefasst. Im Zuge des 
Genehmigungsverfahrens wurde festgestellt, dass die Standortalternativen für verschie-
dene FFPV-Flächen nicht hinreichend geprüft wurden. Diese Prüfung wird nachgeholt, 
eine erneute öffentliche Auslegung durchgeführt und anschließend ein erneuter Feststel-
lungsbeschluss gefasst. 
 
Unabhängig vom Abschluss dieses Verfahrens hat sich in den Gemeinden Börslingen, 
Neenstetten und Breitingen bereits jetzt ein dringender, bei der Generalfortschreibung 
noch nicht absehbarer Planungsbedarf gezeigt. Um die Verfahren zur verbindlichen Bau-
leitplanung (Bebauungspläne) in diesen Gemeinden nicht unnötig zu verzögern, soll das 
Verfahren zur 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans bereits jetzt eingeleitet wer-
den. 
 
Ziel ist es, die vorbereitenden Verfahrensschritte parallel zum Abschluss des Genehmi-
gungsverfahrens der Generalfortschreibung durchzuführen. Der Feststellungsbeschluss für 
die vorliegende 1. Fortschreibung kann erst nach Rechtskraft der Generalfortschreibung 
des Flächennutzungsplans gefasst werden. 
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II. Ziel und Zweck der Planergänzung 

 
a) Allgemeines 

 
Der Flächennutzungsplan basiert auf einem 2019 erstellten Flächenentwicklungskon-
zept, das einen Wohnbauflächenbedarf von 82,1 Hektar für die nächsten 15 Jahre aus-
weist und Richtwerte für gewerbliche Flächen festlegt. Die Verteilung der Flächen er-
folgte gemäß den Vorgaben des Regionalverbands auf die 14 Verbandskommunen. Ge-
werbeflächen wurden entsprechend der durch die Gemeinden vorgelegten Bedarfsnach-
weise der Gewerbebetriebe eingeplant. 
 
Ergänzungsbedarf besteht für die 1. Fortschreibung aus folgenden Gründen: 
 
- Bedarf an Gewerbegebietsflächen 
- Austausch von Wohnbauflächen 

 
Der Flächennutzungsplan wird deshalb entsprechend fortgeschrieben, damit die grund-
sätzliche städtebauliche Entwicklung im Flächennutzungsplan festgehalten wird.  
 
Allgemeiner Hinweis: 
Die Plangebiete liegen im Wasserschutzgebiet Donauried-Hürbe. Die Regelungen der 
Rechtsverordnung des Regierungspräsidiums Nord-Württemberg vom 31.10.1967 (GBL 
S. 259), 14.08.1972 (GBL S. 573) ergänzt durch Rechtsverordnung vom 02.06.2015 
(GBL Nr. 8 vom 08.05.2015) sind zu beachten.  
 
 

b) Umweltprüfung und voraussichtlicher Untersuchungsrahmen (Scoping) 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist für die Aufstellung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung 
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist 
gemäß § 2a BauGB ein gesonderter Teil der Begründung. 
 
Mit diesem Kapitel wird im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB der voraussichtliche Untersuchungsrahmen für die Umweltprüfung festgelegt. 
Ziel ist es, Umfang und Detaillierungsgrad der im Umweltbericht zu machenden Anga-
ben zu bestimmen. 
 
Auf Basis einer ersten Einschätzung werden für die geplanten Flächenänderungen in 
Börslingen, Breitingen und Neenstetten voraussichtlich folgende Schutzgüter und Um-
weltauswirkungen von besonderer Relevanz sein: 
 

− Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit: 
Prüfung potenzieller Immissionskonflikte (insb. Lärm) zwischen den neu geplan-
ten Gewerbegebieten und bestehender bzw. geplanter Wohnbebauung. Berück-
sichtigung des durch die neuen Baugebiete entstehenden Verkehrs. 
 

− Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: 
Die Plangebiete liegen überwiegend auf intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Flächen am Ortsrand. Es ist zu prüfen, ob artenschutzrechtliche Belange (z.B. 
durch Vorkommen geschützter Arten der Feldflur) oder Beeinträchtigungen von 
Biotopen vorliegen. Eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung mit feldbiologi-
schen Kartierungen wird beauftragt; ggf. spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP) erforderlich. 
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− Schutzgut Boden: 

Durch die Neuausweisung von Bauflächen kommt es zur Versiegelung von bis-
lang unversiegelten, landwirtschaftlich genutzten Böden. Die Auswirkungen des 
Flächenverbrauchs sind zu bewerten. 
 

− Schutzgut Wasser: 
Alle Plangebiete liegen im Wasserschutzgebiet „Donauried-Hürbe“. Diesem Um-
stand ist in der Umweltprüfung eine zentrale Bedeutung beizumessen. Die Ver-
einbarkeit der geplanten Nutzungen (insb. Gewerbe) mit den Schutzzwecken der 
Rechtsverordnung ist detailliert zu prüfen. Dies betrifft sowohl die Bauphase als 
auch den späteren Betrieb. Das anfallende Niederschlagswasser ist ortsnah und 
schadlos zu bewirtschaften. 
 

− Schutzgut Klima und Luft: 
Es sind voraussichtlich nur geringfügige, lokal begrenzte Auswirkungen auf das 
Kleinklima zu erwarten. 
 

− Schutzgut Landschaftsbild: 
Die Erweiterungen am Ortsrand verändern das jeweilige Orts- und Landschafts-
bild. Die Auswirkungen sind zu beschreiben und zu bewerten. Es sind Maßnah-
men zur Eingrünung und Einbindung in die Landschaft vorzusehen. 
 

− Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter: 
Es ist zu prüfen, ob Bodendenkmäler oder andere Kulturgüter im Bereich der 
Plangebiete bekannt sind oder vermutet werden. 

 
Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung werden zur Konkretisierung des Untersuchungsrahmens herangezogen. Die de-
taillierten Ergebnisse der Untersuchungen werden im Umweltbericht zusammengefasst, 
der zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs vorliegen wird. 

 
 

c) Plangebiete 
 
1. Gemarkung Börslingen 

 
Gewerbegebiet „Scheibenstraße“ 
Erweiterung gesamt 1,45 ha 
(siehe Lageplan Nr. 1 vom 04.02.2026)  
 
Für die Eigenentwicklung der Gemeinde Börslingen ist die Ausweisung eines Ge-
werbegebiets zwingend erforderlich. Es gibt mehrere Anfragen von ortsansässigen 
Firmen, die zusätzlich Flächen benötigen und verschiedene Anfragen von Firmen, 
die nach Gewerbeflächen suchen. Dies bietet für die Gemeinde Börslingen die 
Chance, kleine und mittlere Unternehmen und damit verbunden zusätzliche Ar-
beitsplätze am Ort anzusiedeln. Die neu ausgewiesene Gewerbefläche soll aber 
auch ortsansässigen Betrieben die Umsiedelung in ein Gewerbegebiet ermögli-
chen, um dadurch weitere Möglichkeiten zur Innenentwicklung zu schaffen. 
 
Im Flächennutzungsplan war hierfür bislang die Fläche BÖ 04 westlich der Ge-
meinde eingeplant. Für die Gemeinde Börslingen ergibt sich nun die Möglichkeit, 
das Gewerbegebiet auf einem Teilstück des Flurstücks (Flst.) 294 auszuweisen. 
Das Grundstück liegt verkehrsgünstig gelegen an der L 1232 sowie der K 7311, 
wobei die Zufahrt in das Gebiet von der K 7311 aus erfolgen soll. 
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Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Scheibenstraße“ soll 
eine städtebaulich abgestimmte gewerbliche Entwicklung nördlich des bestehen-
den Ortsrandes erfolgen. 
 
 Das Grundstück liegt unweit des Ortsgebiets und wird von diesem durch die L 
1232 getrennt. Die Gesamtfläche des Grundstücks beträgt 4,76 ha. Es ist geplant, 
eine Teilfläche mit 1,45 ha als Gewerbefläche auszuweisen. Die restliche Fläche 
von rd. 3,30 ha verbleibt in der Landwirtschaft. 
 
Die bisher im Flächennutzungsplan eingeplante Gewerbefläche „BÖ 04“ mit ca. 
1,05 ha Fläche entfällt (siehe Lageplan Nr. 1). 
 
Verkehrliche Erschließung 
Die verkehrliche Anbindung erfolgt über neu anzulegende Erschließungsstraße, 
die von der K 7311 als Stichstraße in das Gebiet führt. 
 
Strom- und Gasversorgung 
Eine Versorgung wird über die EnBW ODR DonauRies erfolgen.  
 
Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung 
Eine Überprüfung des allgemeinen Kanalisationsplans wird durchgeführt. Im Rah-
men der Umsetzung der Erweiterungsfläche, muss die Regenwasserbehandlung 
geprüft und entsprechend erweitert werden. 
 
Luftverkehr 
Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob und inwieweit Belange des Luftverkehrs 
(z.B. durch die Nähe zu Flugplätzen, Einflugschneisen, Hubschrauberlandeplätzen 
oder Richtfunkstrecken) betroffen sind. Sollte sich eine Betroffenheit ergeben, wer-
den die erforderlichen Festsetzungen, wie beispielsweise eine Höhenbegrenzung 
für bauliche Anlagen, im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren getroffen. 
 
 

2. Gemarkung Breitingen  
 
Fläche für den Gemeinbedarf/ Gewerbefläche/ Gemischte Baufläche/  
Wohnbaufläche „Flurstück 3/“  
Verschiebung einer Wohnbaufläche von 0,61 ha, Neuausweisung von Gemeinbe-
darfsfläche, Gewerbefläche und gemischter Baufläche 
(siehe Lageplan Nr. 2 vom 14.04.2026) 
 
Die Gemeinde Breitingen plant am nörlichen Ortsrand den Neubau eines Feuer-
wehrhauses, eines Festplatzes sowie des gemeindlichen Bauhofs. Östlich an-
schließend sind Gewerbeflächen geplant, außerdem gemischte Bauflächen und 
ein Wohnbaugebiet. Die Gesamtfläche von ca. 1,7 ha wird wie folgt aufgeteilt: 
 
− ca. 0,6 ha Fläche für den Gemeinbedarf (für Festplatz, Feuerwehr und Bauhof) 
− ca. 0,3 ha Gewerbliche Baufläche 
− ca. 0,8 ha Wohnbaufläche (umfasst die für die Wohn- und Mischnutzung vorge-

sehenen Flächen) 
 
Die Gemeinde Breitingen hatte die Wohnbaufläche bislang unter der Bezeichnung 
„BR 10“ mit 0,61 ha Fläche am südlichen Ortsrand vorgesehen. Diese Fläche wird 
aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. Ebenso entfällt die Grünfläche 
„BR 04“ mit 0,33 ha, an deren Stelle die Gemeinbedarfsfläche aufgenommen wird. 
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Verkehrliche Erschließung 
Die Erschließung für das geplante Bebauungsplangebiet „Flurstück 3“ erfolgt über 
die Holzkircher Straße und über den Höfentälesweg. 
 
Strom- und Gasversorgung 
Eine Versorgung wird über die EnBW ODR DonauRies AG erfolgen. 
 
Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung muss im Rahmen des allgemeinen Kanalisationsplans 
noch untersucht werden. 
 
Luftverkehr 
Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob und inwieweit Belange des Luftverkehrs 
(z.B. durch die Nähe zu Flugplätzen, Einflugschneisen, Hubschrauberlandeplät-
zen oder Richtfunkstrecken) betroffen sind. Sollte sich eine Betroffenheit ergeben, 
werden die erforderlichen Festsetzungen, wie beispielsweise eine Höhenbegren-
zung für bauliche Anlagen, im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren getroffen. 

 
 

3. Gemarkung Neenstetten 
 
Erweiterung des Gewerbegebiets „Eisental“ 
Erweiterung um ca. 1,2 ha als Gewerbegebiet. 
(Siehe Lageplan Nr. 3 vom 14.04.2026) 
 
Im Bereich des Gewerbegebiets „Eisental“, nördlich der L 1232, soll direkt an-
schließend an das bestehende Gewerbegebiet, das überwiegend von der Firma 
Binder, aber auch von anderen Firmen bebaut ist, eine Gewerbefläche mit rund 
1,2 ha für die Erweiterung und Ansiedlung weiterer Betriebe ausgewiesen werden. 
Der Bedarf hierfür ist gegeben, der Gemeinde liegen bereits Anfragen verschiede-
ner Unternehmen vor. 
 
Dringender Bedarf besteht beispielsweise durch die Firma SELING, die dort die 
Erweiterung des bestehenden Betriebs plant, der sich östlich der Fläche befindet. 
Die Ausweisung der Gewerbefläche ist für die Firma SELING enorm wichtig, da 
die Erweiterungsfläche dringend benötigt wird. Deshalb ist eine zügige Bebauung 
der Fläche zwingend erforderlich.  
 
Der geforderte Abstand von 30 m des auszuweisenden Gewerbegebiets zur an-
grenzenden Waldfläche gem. § 4 (3) LBO wird eingehalten. 
 
Verkehrliche Erschließung 
Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die Straße „Mannhalde“. Die Erweiterung 
der Firma SELING wird über den bestehenden Betrieb erschlossen.  
 
Strom- und Gasversorgung 
Eine Versorgung wird über die EnBW ODR DonauRies AG erfolgen. 
 
Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung 
Eine Überprüfung des allgemeinen Kanalisationsplans wird durchgeführt. 
 
Luftverkehr 
Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob und inwieweit Belange des Luftverkehrs 
(z.B. durch die Nähe zu Flugplätzen, Einflugschneisen, Hubschrauberlandeplätzen 
oder Richtfunkstrecken) betroffen sind. Sollte sich eine Betroffenheit ergeben, 
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werden die erforderlichen Festsetzungen, wie beispielsweise eine Höhenbegren-
zung für bauliche Anlagen, im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren getroffen. 
 
 

 
 

Langenau, 14.04.2026      Anlagen: 
Lagepläne Nr.  
1 vom 04.02.2026 
2, 3 vom 14.04.2026 
 

Margarete Bohner  
Geschäftsführerin   


